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Neue Bewegung
bei Erweiterung

Kosovo und Verfolgung von Kriegsverbrechern bestimmen Fortschritte bei Serbiens EU-Annäherung

■ EU-Kommission
prüft serbischen
Beitrittantrag.
■ Kandidatenstatus
für Montenegro
in Aussicht.

Von WZ-Korrespondent
Wolfgang Tucek

Brüssel. In die Erweiterung
der EU um den Westbalkan
kommt neue Bewegung.
Knapp ein Jahr nach dem
serbischen Beitrittsantrag
letzten Dezember haben die
Außenminister der Mit-
gliedstaaten die EU-Kom-
mission mit der Prüfung
der Bewerbung beauftragt.
Das ist ein wichtiger Schritt
in Richtung künftiger Bei-
trittsverhandlungen.

Als Schub für die serbi-
schen EU-Ambitionen gilt
die Einigung mit der Union
auf eine UN-Resolution, die
keine Forderungen nach
eventuellen Neuverhand-
lungen des kosovarischen
Territoriums mehr erhält.
Damit hatte Belgrad den
Weg für den Dialog mit dem
jüngsten europäischen
Staat freigemacht, der frü-
her eine südserbische Pro-
vinz gewesen war.

Österreichs Außenminis-
ter Michael Spindelegger
hatte sich massiv für die
Serben eingesetzt und rede-
te nach dem Treffen mit sei-
nen Kollegen zu Wochenbe-
ginn von einem „entschei-
denden positiven Signal für
Serbien und den ganzen
Westbalkan“. Erst im letz-
ten Moment konnten die
Niederlande überzeugt wer-
den, ihren Widerstand ge-
gen den Auftrag an die
Kommission fallen zu las-
sen. In den Beschlüssen der
Minister wird festgehalten,
dass für die weitere EU-An-
näherung Serbiens „volle
Kooperation“ mit dem UN-
Kriegsverbrechertribunal in
Den Haag notwendig ist.

Kooperation gefordert
Der „überzeugendste Be-
weis“ dafür wäre die Fest-
nahme der zwei verbleiben-
den Flüchtigen Ratko Mla-
dic und Goran Hadzic, heißt
es ausdrücklich. Dem serbi-
schen Ex-General Mladic
wird die Verantwortung für
das Massaker an rund 8000
bosnischen Zivilisten in
Srebrenica 1995 zur Last
gelegt; Hadzic soll als politi-
scher Führer der „Serbi-
schen Republik Krajina“
zwischen 1992 und 1994

für die Vertreibung tausen-
der Kroaten und die Ermor-
dung hunderter gesorgt ha-
ben. Offen bleibt, ob die
„volle Kooperation“ mit
dem UN-Tribunal nur dann
vorliegt, wenn die beiden in
Den Haag hinter Gitter sit-
zen, wie sich das die Nie-
derlande wünschen.

Keinen Zweifel lassen die
Beschlüsse der Minister da-
ran, dass eine „konstruktive
Rolle in der regionalen Zu-
sammenarbeit“ für die wei-
tere EU-Annäherung Ser-
biens „notwendig“ sei. Dies
betrifft die künftige Zusam-
menarbeit mit der Regie-
rung in Pristina, seit der
Unabhängigkeitserklärung
im Februar 2008 Haupt-
stadt der Republik Kosovo.
Diese wird weltweit von 71
Staaten anerkannt. Doch
selbst die EU-Länder Spa-
nien, Griechenland, Slowa-
kei, Rumänien und Zypern
sind noch nicht darunter.

Schon etwas weiter als
die Serben sind die Monte-
negriner und die Albaner.
Deren Beitrittsanträge wur-
den bereits vor mehr als ei-
nem Jahr an die Kommissi-
on weitergeleitet. Die Ergeb-
nisse der Prüfung werden
für nächste Woche erwartet.
Dabei könnte es für Monte-

negro eine grundsätzliche
Empfehlung für Beitrittsver-
handlungen geben, offiziel-
len Kandidatenstatus würde
das Land 2011 erhalten. Un-
sicherer ist noch die Beur-
teilung Albaniens, dessen
Reformen noch nicht so
weit gediehen sein sollen.

Für Kroatien, dessen Bei-
trittsverhandlungen bereits
weit fortgeschritten sind,
gilt derzeit der nächste
Sommer als möglicher Ab-
schlusstermin. Frühestens
2012 könnte das Land EU-
Mitglied werden. ■

Auch das UN-Urteil zur Legitimität der Unabhängigkeit des Kosovo (in Pristina live
verfolgt) im Juli änderte Serbiens bis dahin unnachgiebige Haltung. Foto: epa

■ Staatssekretärin
will Erhebung zu
Qualifikationen.
■ Jobverlust-Risiko
in Ungarn
besonders hoch.

Slowakei ringt mit
Roma-Integration
in Arbeitsmarkt
Von WZ-Korrespondentin
Karin Bachmann

Bratislava. Nach vierjähri-
ger erfolgloser Jobsuche
reichte es Viera und Andrea
Samkova. Die beiden
Schwestern wandten sich
an die Medien, nachdem sie
einmal mehr den Bescheid
erhalten hatten, sie seien
mit ihren Hochschulab-
schlüssen „zu gut qualifi-
ziert“, um als Lehrerinnen
an einer slowakischen
Grundschule zu arbeiten.

Viera und Andrea Sam-
kova sind Roma. Deshalb
vermuteten sie hinter den
ständigen Absagen irgend-
wann ganz andere Gründe.
Bestärkt wurden sie darin
durch einen Bericht der
Menschenrechtsorganisati-
on Amnesty International,
wonach das slowakische
Schulministerium Roma bei
Bewerbungen systematisch
diskriminiert.

Die Proteste der Schwes-
tern hatten Erfolg. Anfang
Oktober bekam Viera Sam-
kova das Angebot einer pri-
vaten Hochschule. Zuvor
war sie von Lucia Nichol-
son, Staatssekretärin im Ar-
beitsministerium für die li-
berale Freiheit und Solidari-
tät, als Beraterin engagiert
worden. Die Politikerin
lehnte sich damit als einzi-
ge hochrangige Amtsperson
aus dem Fenster.

Nicholson wirbt für einen
Neubeginn bei der Integra-
tion von Roma in den Ar-
beitsmarkt. Bisher sei vie-
les schon allein daran ge-

scheitert, dass es keine
brauchbaren umfassenden
Daten zu Roma gebe. „Uns
liegen beispielsweise kaum
Angaben zu ihren Qualifi-
kationen vor, da wollen wir
ansetzen“, sagte Nicholson
bei einer Konferenz der
Friedrich-Ebert-Stiftung
über ethnische Diversität
auf den europäischen Ar-
beitsmärkten.

Arbeitslosenrate unter
Roma fünfmal höher
Die Slowakei ist nicht das
einzige Land in Mittel- und
Osteuropa, wo es kaum ver-
lässliche Angaben über Ro-
ma gibt, wie Klaus F. Zim-
mermann, Direktor des For-
schungsinstituts zur Zu-
kunft der Arbeit in Bonn,
bestätigt. Umfassende An-
gaben zu Roma liegen ihm
für die Region nur aus Un-
garn und Rumänien vor.

Dabei sind seine Schluss-
folgerungen zu Ungarn be-
sonders drastisch. Mit Aus-
nahme von Roma seien An-
gehörige ethnischer Min-
derheiten nämlich oft bes-
ser in den Arbeitsmarkt in-
tegriert als Erwerbstätige,
die der ungarischen Mehr-
heitsbevölkerung angehö-
ren. Das gelte sowohl für
Angehörige traditioneller
Minderheiten wie Ungarn-
deutsche als auch für Chi-
nesen, Kroaten, Polen, Ara-
ber und Armenier. Aller-
dings sei die Erwerbstätig-
keit der Mehrheitsbevölke-
rung in Ungarn auch die
niedrigste in der Europäi-
schen Union. Roma seien
dann noch einmal nur halb
so aktiv am Arbeitsmarkt
wie ein der Mehrheitsbevöl-
kerung angehörender Er-
werbstätiger. Dabei sei die
Arbeitslosigkeit unter den
Roma fünfmal höher als un-
ter den Erwerbstätigen der
Mehrheitsbevölkerung. ■

EU hilft Griechen beim Grenzschutz
■ Illegale Migration
überfordert
Behörden.
■ Frontex schickt
Eingreif-Teams.

Brüssel. (wot) Griechen-
land wächst der Ansturm
von Asylwerbern endgültig
über den Kopf. Daher wird
die EU-Grenzschutzagentur
Frontex erstmals schnelle
Eingreifteams an EU-Au-
ßengrenzen entsenden, um
den griechischen Behörden
unter die Arme zu greifen.
Bereits seit gestern, Diens-
tag, sind die ersten EU-Ex-
perten im Land und versu-
chen den Bedarf an zusätz-
lichen Einsatzkräften zu
eruieren, wie Frontex-Di-
rektor Ilkka Laitinen erklär-
te. „Die Situation ist sehr
ernst“, meinte er.

Mehr als 90 Prozent der
illegalen Übertritte der EU-
Außengrenzen seien im ers-
ten Halbjahr 2010 von der
Türkei nach Griechenland
erfolgt. Wachsender Beliebt-
heit erfreut sich dabei die
Landgrenze im Norden. Al-
lein pro Tag versuchen 350
Menschen nach Frontex-An-
gaben den Grenzfluss Evros
nahe der Stadt Orestiada zu
überqueren. Rund 45.000
Aufgriffe haben die grie-
chischen Grenzbeamten bis
Jahresmitte registriert.

Schon seit langem ist

auch klar, dass die Zustän-
de in den griechischen An-
haltelagern unmenschlich
sind. Tausende illegal Ein-
gewanderte aus Afghanis-
tan und anderen Teilen
Asiens hausen dort im
Elend. Zudem liegt die Asyl-
anerkennungsrate in Grie-
chenland unter einem Pro-
zent. Daher hat das UN-
Flüchtlingshochkommissa-
riat UNHCR die EU-Staaten
aufgefordert, die sogenann-
ten Dublin-Rückführungen
nach Griechenland auszu-
setzen, bis die Griechen die

Situation wieder in den
Griff bekommen. Denn laut
der sogenannten Dublin-
Verordnung werden Asyl-
werber in ganz Europa wie-
der in jenes Land zurückge-
schickt, in dem sie zuerst
EU-Boden betreten haben.

An dieser Praxis will
Österreich festhalten; der
Entsendung von Experten
zur Unterstützung an den
Außengrenzen steht es aber
positiv gegenüber. Andere
Länder wie Belgien, Schwe-
den und Dänemark haben
die Rücküberweisungen

von Asylwerbern nach Grie-
chenland dagegen vorerst
eingeschränkt.

Als effektiv hat sich die
2005 gegründete Frontex
bereits bei der gemeinsa-
men Seegrenzenüberwa-
chung mit nationalen
Grenzschutzbehörden im
Mittelmeer und in der Ägä-
is erwiesen. Diesmal
schickt die in Warschau an-
gesiedelte EU-Agentur erst-
mals ein schnelles Eingreif-
team, die stärkste mögliche
Akutmaßnahme zum EU-
Außengrenzenschutz. ■

Tausende illegal eingereiste Menschen greift die griechische Polizei (im Bild bei Ko-
rinth, rund 100 Kilometer südöstlich von Athen) jeden Monat auf. Foto: epa


